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— 48a —

tikcls des Gesetzes vom welcher

will, daß die Orisgemeindgûier inskünftig der Ver-

Gattung des Gemeinderaths unterworfen seyn sollen,

die gesetzliche Bestimmung, was Ortsgemcindgütcr

seyen, nothwendig wird;
In Erwägung ferner, daß da, wo die Ortsge-

tneindglller mir Gütern, die noch Miteigentümer ha-

i?cu vermischt sich befinden, die Sönderung derselben

v ranstalret werden muß;

In Erwägung endlich, daß zu Bewerkstelligung die.

ser Söndcrung, es der gesctzltchen Aufstellung von Grund-

sgl-en bedarf < nach welchen dabey verfahren werden soll;

beschließt:
Sind Ortsgemeinbgüter, alle diejenigen unbe-

wegheben Güter, Fonds, Gerechtsamen und Schuld-

schuften, weiche entweder erweislich zu Bestreitung ei-

nes bestimmten oder unbestimmten Bedürfnisses der

Octspvllzey, sey es vom Staate, von Gemeinden oder

Partikularen gestiftet; oder, wenn derselben Ursprung

und anfängliche Bestimmung unbekannt ist, deren Er-

trag, in lezten dreyßig Jahren vor der Revolution

gewöhnlich zu Bestreitung irgend eines Bedürfnisses

der Ortspolizey verwendet worden.

Sind Bedürfnisse der Orlspolizey alle diejenigen,

welche aus denjenigen Attributionen flieste», welche der

Artikel des Gef v. den Gcmeinderälhcn erlheilt.

2. Wenn der Ertrag eines unbeweglichen Gutes,

eines Fonds, oder von Gcrechlfame» und Schuld-

schriften, deren ursprüngliche Bestimmung nicht er-

weislicher Massen ein bestimmter Theil des Ertrags

eines gegebenen Hauptgules, zum Theil zu bestimmten

oder unbestimmten Bedürfnissen der Ortspolizey ver.

wendet worden, so soll, Falls die Natur des Ge-

genstandcs es zuläßt, der Ortsgemeiude ein mit dem

genossenen Antheil am Ertrag in Verhältniß stehender

Theil des Hauptgutes zugetheilt werden.

z. Wenn im Fall des vorigen Artikels die körper-

liche Theilung des Gegenstandes unmöglich ist, so ver-

bleibt derselbe derjenigen anlheilhabenden Parthey, de-

ren genossener Antheil am Ertrag der grössere war;
wogegen aber dieselbe gehalten ist, eine mit dem Ge-

nusse der Andern im Verhältniß stehende Capitalsmne

herauszugeben. Wenn jedoch der Gegenstand von einer

Art ist, daß die Capitallieferung des Ertrags für die-

jemge Parthey, der denselben genossen, kein Aequiva-

lent für den Verlornen seyn wurde, so soll der gehabte

Genuß derselben noch fernerhin zugesichert bleiben, die

Verwaltung des Guts aber der Parthey, die den

gcösie» Amtzftl hat, überlassen seyn.

4. Die im -ten und ;ten Artikel enthaltenen Vor«
schriften setzen voraus, daß die aniheilhabenden Par.
thcym sich nicht auf eine andere Weise in Freundlich«
kcit vergleichen können, als welches ihnen durchaus
freystehen soll.

5. Die durch das Gesetz vom aufgestellten Ge«

meindcräthe sollen die Sönderung der Ortsgemeind«
guter mit den übrigen autheilhabenden Partheyen ver«

anstalten unter Vorbehalt jedoch der in der hier »ach«

folgenden Artikeln 6 und 7. vorgeschriebenen Geneh«

migung und Bekräftigung.
6. Alle von den Gemeindräthen in Folge gegen«

wärtigen Gesetzes abgeschlossenen Sönverungsentwürfe
sollen der Generalversammlung dex Orlsbürger zur
Genehmigung, und wenn diese erhalten seyn wird,
der Verwallungskammer des Cantons zu endlicher
Bekräftigung vorgelegt werden.

7. Die Verwaltlingskammer des CantonS entschei«

del über alle Streitigkeiten, die sich wegen der Son-
derung der Ortsgcmeindgüter zwischen der Ortsge«,
meinde und den übrigen Anlheühabern eines Guts,
so wie auch über allfällige Einwendungen einzelner

Interessenten ereignen können.

8. Von dem Entscheid der Verwallungskammer, so

wie auch, wenn sie die Bekräftigung eines abgeschlos.

jenen Söndcrimgsentwnrfs verweigern sollte, kann von
der sich beschwerenden Parthey vor den Vollzichungs.
Rath rekurierl werden.

A n z e i g e.

Der Kriegsminister der helvetischen Republik
an den Reg. Statthalter des Cant. Bern.

Bürger Statthalter!
Da eine Wundarzlsstelle der ersten Classe in den

Militairspitälern erledigt worden, lade ich Sie ein,
den Bürgern Ihres Cantons, vermittelst der öffent«

lichen Blätter bekannt zu machen, daß diejenige unter
ihnen, welche Lust zu derselben hätten und die nöthige
Kenntnisse besitzen, um sie gehörig zu bekleide», sich

spätestens bis zum 6ten künftigen Monats September
allhicr einzusindeu haben, um gemeinschaftlich mit den

andern Concurrents sich dem Examen des Bürgers
Schisserli, Inspektor der Gesundheitspflege zu unter-
werfen. Als eme unumgänglich nothwendige Eigenschaft

wird ersodert, daß die Concurrente» die deutsche und

fränk,Sprache gut verstehen. — Bern, d. 19. Aug. 8->i.
(Sign.) Panther.

Dem Original gleichlautend:
Bureau des Regierungsstatthalters, O t t s.
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